
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN ALBER — RECHTSSACHE C-261/99 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
SIEGBERT ALBER 

vom 11. Januar 2001 1 

1. Im vorliegenden Vertragsverletzungsver­
fahren rügt die Kommission, dass Frank­
reich eine Entscheidung über die Rück­
forderung einer Beihilfe nicht durchgeführt 
hat. 

2. Am 4. November 1998 erließ die Kom­
mission die Entscheidung über eine Beihilfe 
Frankreichs zugunsten des Unternehmens 
Nouvelle Filature Lainière de Roubaix 2. 

3. Die Entscheidung besagt u. a.: 

„Artikel 4 

(1) Frankreich trifft sämtliche er­
forderlichen Maßnahmen, um die in Arti­
kel 2 genannte unrechtmäßig gewährte 
Beihilfe von dem Begünstigten Nouvelle 
Filàture Lainière de Roubaix zurück-
zuerlangen. 

(2) Die Rückerstattung erfolgt nach den 
Verfahren und Vorschriften des französi­
schen Rechts. Auf die zurückzufordernden 
Beträge werden vom Datum ihrer Gewäh­
rung bis zur tatsächlichen Rückerstattung 
Zinsen erhoben, die auf der Grundlage des 
Bezugszinssatzes für die Berechnung des 
Subventionsäquivalents von Regionalbei­
hilfen berechnet werden. 

(3) Frankreich hebt die in Artikel 3 ge­
nannte Beihilfe unverzüglich auf, indem es 
marktübliche Bedingungen anwendet, d. h. 
einen Zinssatz zugrunde legt, der mindes­
tens dem zum Zeitpunkt der Darlehens­
gewährung geltenden Bezugszinssatz von 
8,28 % entspricht. 

Artikel 5 

Frankreich unterrichtet die Kommission 
innerhalb von zwei Monaten nach Be­
kanntgabe dieser Entscheidung von den 
Maßnahmen, die es getroffen hat, um ihr 
nachzukommen." 

1 — Originalsprache: Deutsch. 
2 — Bekannt gegeben mit Schreiben vom 17. November 1998 

unter dem Aktenzeichen K(1998) 3515, ABl. 1999, L 145, 
S. 18. 
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4. Frankreich legte daraufhin eine am 
26. Januar 1999 registrierte Nichtigkeits­
klage gegen diese Entscheidung ein 3. We­
gen der weiteren Einzelheiten des Sach­
verhalts wird auf die in dieser Sache ge­
stellten Schlussanträge verwiesen. 

5. Am 3. Februar 1999 übersandte die 
Kommission den französischen Stellen eine 
Erinnerung, ihr die Durchführung der Ent­
scheidung mitzuteilen, da man andernfalls 
gemäß Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag 
(jetzt Artikel 88 Absatz 2 EG) den Ge­
richtshof anrufen werde. Da die Kommis­
sion auf dieses Schreiben keine Antwort 
erhielt, erhob sie am 13. Juli 1999 die 
vorliegende Klage. 

6. Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften beantragt, 

— festzustellen, dass die Französische 
Republik dadurch gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Artikel 189 Absatz 4 
EG-Vertrag (jetzt Artikel 249 Absatz 4 
EG) und den Artikeln 4 und 5 der am 
17. November 1998 bekannt gegebe­
nen Entscheidung der Kommission 
vom 4. November 1998 verstoßen hat, 
dass sie nicht innerhalb der festgesetz­
ten Frist die notwendigen Maßnahmen 
getroffen hat, um von der Begünstigten 
„Nouvelle Filature Lainière de Rou-

baix" die durch die genannte Ent­
scheidung für rechtswidrig und unver­
einbar mit dem Gemeinsamen Markt 
erklärten Beihilfen zurückzuerhalten; 

— der Französischen Republik die Kosten 
des Verfahrens aufzuerlegen. 

Parteienvortrag 

7. Die Kommission verweist darauf, dass 
der Nichtigkeitsklage keine aufschiebende 
Wirkung zukomme und Frankreich in der 
Rechtssache C-17/99 keinen Antrag auf 
einstweiligen Rechtsschutz gestellt habe. 
Folglich sei Frankreich verpflichtet, der 
Entscheidung nachzukommen. 

8. Nach ständiger Rechtsprechung könne 
ein Mitgliedstaat der Verpflichtung zur 
Rückforderung einer Beihilfe nur ent­
gegenhalten, dass die Rückforderung ab­
solut unmöglich sei. Im vorliegenden Fall 
läge kein Anhaltspunkt dafür vor, dass 
dieser Umstand gegeben sei. 

9. Im Übrigen habe Frankreich die Ver­
pflichtung zur loyalen Zusammenarbeit mit 
der Kommission verletzt, da die französi­
schen Stellen weder auf die Erinnerung der 

3 — Rechtssache C-17/99 (Frankreich/Kommission), vgl. die 
Schlussantrage vom 11. Januar 2001, Urteil vom 22. Marz 
2001 (Slg. 2001, I-2481, I-2484). 
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Kommission geantwortet, noch in anderer 
Weise auf eventuelle Hindernisse bei der 
Rückforderung der Beihilfe hingewiesen 
oder alternative Maßnahmen zur Durch­
führung der Entscheidung vorgeschlagen 
hätten. Genauso wenig sei ersichtlich, dass 
Frankreich überhaupt Bemühungen um die 
Rückforderung der Beihilfe unternommen 
habe. 

10. Frankreich erklärt, sich seiner Ver­
pflichtung bewusst zu sein, die Beihilfe zu­
rückzufordern, bisher aber nicht imstande 
gewesen zu sein, dieser Verpflichtung 
nachzukommen. 

11. Frankreich behauptet, sich in Zusam­
menarbeit mit dem betroffenen Unter­
nehmen darum bemüht zu haben, einen 
Weg zur Durchführung der Rückforderung 
zu finden. Obwohl eine sofortige voll­
ständige Rückforderung den Konkurs des 
Unternehmens zur Folge haben würde ·—· 
ein Umstand, der es nach der Frankreich 
bekannten Rechtsprechung des Ge­
richtshofes nicht rechtfertige, auf die 
Rückforderung zu verzichten —, habe 
Frankreich sich nicht gegenüber der Kom­
mission darauf berufen. 

12. Frankreich habe die angesprochene 
Nichtigkeitsklage eingelegt, aber in Kennt­

nis der ständigen Rechtsprechung des Ge­
richtshofes keinen Antrag auf einstweiligen 
Rechtsschutz gestellt. 

13. In der mündlichen Verhandlung der 
Rechtssache C-17/99 vom 23. November 
2000 teilte der Vertreter der französischen 
Regierung mit, dass die Nouvelle Filature 
Lainière de Roubaix mittlerweile in Kon­
kurs gegangen und durch gerichtliche Ent­
scheidung aufgelöst worden sei. 

Würdigung 

14. Es ist zwar unbefriedigend, dass vor­
liegend darüber zu entscheiden ist, ob 
Frankreich sich vertragswidrig verhält, 
wenn es auf die Rückforderung einer Bei­
hilfe — zumindest vorläufig — verzichtet, 
während noch eine Klage gegen die Bei­
hilfenentscheidung anhängig ist4. Wie je­
doch auch Frankreich anerkennt, ist die 
Rechtsprechung in dieser Frage allerdings 
eindeutig. 

4 — Vgl. die Schlussanträge von Generalanwalt Ruiz-Jarabo 
Colomer vom 28. Oktober 1999 in der Rechtssache 
C-404/97 (Kommission/Portugal, Slg. 2000, I-4897, 
Nrn. 30 ff.). 
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15. Der Gerichtshof hat jüngst fest­
gestellt 5: 

„34. Das Klagesystem des Vertrages 
unterscheidet zwischen den in den 
Artikeln 169 und 170 EG-Vertrag 
(jetzt Artikel 226 und 227 EG) 
vorgesehenen Klagen, die auf die 
Feststellung gerichtet sind, dass ein 
Mitgliedstaat gegen seine Ver­
pflichtungen verstoßen hat, und 
den in den Artikeln 173 EG-Ver­
trag (nach Änderung jetzt Arti­
kel 230 EG) und 175 EG-Vertrag 
(jetzt Artikel 232 EG) vorgese­
henen Klagen, mit denen die 
Rechtmäßigkeit von Handlungen 
oder Unterlassungen der Gemein­
schaftsorgane überprüft werden 
soll. Diese Klagemöglichkeiten 
verfolgen verschiedene Ziele und 
unterliegen unterschiedlichen Vor­
aussetzungen. Ein Mitgliedstaat 
kann sich daher mangels einer 
Vorschrift des EG-Vertrags, die ihn 
dazu ausdrücklich ermächtigte, zur 
Verteidigung gegenüber einer auf 
die Nichtdurchführung einer an 
ihn gerichteten Entscheidung ge­
stützten Vertragsverletzungsklage 
nicht mit Erfolg auf die Rechts­
widrigkeit dieser Entscheidung be­
rufen (Urteile vom 30. Juni 1988 in 
der Rechtssache 226/87, Kommis­
sion/Griechenland, Slg. 1988, 
3611, Randnr. 14, und vom 
27. Oktober 1992 in der Rechts­
sache C-74/91, Kommission/ 
Deutschland, Slg. 1992, I-5437, 
Randnr. 10). 

35. Etwas anderes könnte nur gelten, 
wenn der fragliche Rechtsakt mit 
besonders schweren und offen­
sichtlichen Fehlern behaftet wäre, 

so dass er als inexistenter Rechts­
akt qualifiziert werden könnte 
(Urteile vom 30. Juni 1988, Kom­
mission/Griechenland, Randnr. 16, 
und vom 27. Oktober 1992, 
K o m m i s s i o n / D e u t s c h l a n d , 
Randnr. 11). 

36. Diese Feststellung muss auch im 
Rahmen einer auf Artikel 93 Ab­
satz 2 Unterabsatz 2 EG-Vertrag 
gestützten Vertragsverletzungs­
klage gelten." 

16. Es ist im vorliegenden Fall kein An­
haltspunkt dafür ersichtlich, dass die Ent­
scheidung der Kommission als inexistent zu 
qualifizieren wäre. Aus den Schluss­
anträgen in der Rechtssache C-17/99 vom 
11. Januar 2001 ergibt sich vielmehr, dass 
sie als rechtmäßig anzusehen ist. 

17. Der Gerichtshof hat in dem genannten 
Urteil zur Rechtssache C-404/97 6 weiter­
hin festgehalten: 

„38. Nach ständiger Rechtsprechung ist 
die Aufhebung einer rechts­
widrigen Beihilfe durch Rück­
forderung die logische Folge der 
Feststellung ihrer Rechtswidrig­
keit; diese Folge kann aber nicht 
davon abhängen, in welcher Form 
die Beihilfe gewährt worden ist 
(siehe u. a. Urteil vom 10. Juni 

5 — Urteil vom 27. Juni 2000 in der Rechtssache C-404/97 
(zitiert in Fußnote 4, Randnrn. 34 ff.). 6 — Zitiert in Fußnote 5, Randnrn. 38 f. 
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1993 in der Rechtssache C-183/91, 
Kommission/Griechenland, Slg. 
1993, I-3131, Randnr. 16). 

39. Der Gerichtshof hat ferner ent­
schieden, dass ein Mitgliedstaat zur 
Verteidigung gegen eine von der 
Kommission gemäß Artikel 93 
Absatz 2 EG-Vertrag erhobene 
Vertragsverletzungsklage nur gel­
tend machen kann, dass es völlig 
unmöglich gewesen sei, die Ent­
scheidung richtig durchzuführen 
(Urteil vom 4. April 1995 in der 
Rechtssache C-348/93, Kommis­
sion/Italien, Slg. I-673, 
Randnr. 16)." 

18. Schließlich hat der Gerichtshof in der 
angesprochenen Entscheidung darauf hin­
gewiesen, dass für eine „Entscheidung eine 
Vermutung der Rechtmäßigkeit [gilt], und 
sie [...], ungeachtet der anhängigen Nich­
tigkeitsklage, in allen ihren Teilen [...] ver­
bindlich" bleibt 7. Dies ist auch in Arti­
kel 14 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 des Rates vom 22. März 1999 
über besondere Vorschriften für die An­
wendung von Artikel 93 des EG-Vertrags 8 

niedergelegt. Diese Vorschrift verweist 
ausdrücklich darauf, dass die Verpflichtung 
zur Rückforderung während einer an­
hängigen Nichtigkeitsklage gemäß • Arti­

kel 185 EG-Vertrag (jetzt Artikel 242 EG) 
ausgesetzt werden kann 9. 

19. Die Französische Republik hat eine 
Aussetzung der Verpflichtung zur Rück­
forderung der Beihilfen nicht beantragt. 
Frankreich trägt zwar vor, ein solcher An­
trag hätte nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes keine Aussicht auf Erfolg 
gehabt, doch ist diese Auffassung im vor­
liegenden Verfahren ohne Bedeutung. Ohne 
eine Aussetzung besteht die Verpflichtung 
zur· Rückforderung zweifelsohne fort. 
Eventuelle Einwände der Französischen 
Republik gegen die Rechtsprechung des 
Gerichtshofes in dieser Frage, wären allein 
bei einer Entscheidung über die Aussetzung 
einer Kommissionsentscheidung zu be­
rücksichtigen. 

20. Auch die Tatsache, dass das begünstigte 
Unternehmen mittlerweile in Konkurs ge­
gangen ist und aufgelöst wurde, kann am 
Ergebnis dieses Verfahrens nichts ändern. 
Einerseits obliegt es der Französischen Re­
publik weiterhin, auch im Konkurs­
verfahren die Beihilfe zurückzufordern. 
Andererseits war die Französische Republik 
gemäß Artikel 5 der Kommissionsent­
scheidung zumindest verpflichtet, innerhalb 
von zwei Monaten nach Zugang der Ent­
scheidung, Maßnahmen zur Rückforderung 
der Beihilfe zu ergreifen und der Kommis­
sion mitzuteilen 10. Dieser Verpflichtung ist 
die Französische Republik nicht nachge­
kommen. 

7 — Urteil in der Rechtssache C-404/97 (zitiert in Fußnote 5, 
Randnr. 57). 

8 — ABl. L 83, S. 1. 

9 — Siehe auch die Schlussanträge von Generalanwalt Ruiz-Ja-
rabo Colomer in der Rechtssache C-404/97 (zitiert in 
Fußnote 4, Nr. 37). 

10 — Vgl. Urteil vom 15. Januar 1986 in der Rechtssache 52/84 
(Kommission/Belgien, Slg. 1986, 89, Randnr. 15). 
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Ergebnis 

21. Daher wird vorgeschlagen, wie folgt zu entscheiden: 

1. Die Französische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Ar­
tikel 189 Absatz 4 EG-Vertrag (jetzt Artikel 249 Absatz 4 EG) und den Ar­
tikeln 4 und 5 der am 17. November 1998 bekannt gegebenen Entscheidung 
der Kommission vom 4. November 1998 verstoßen, dass sie nicht innerhalb 
der festgesetzten Frist die notwendigen Maßnahmen getroffen hat, um von 
der Begünstigten „Nouvelle Filature Lainière de Roubaix" die durch die ge­
nannte Entscheidung für rechtswidrig und unvereinbar mit dem Gemein­
samen Markt erklärten Beihilfen zurückzuerhalten. 

2. Die Französische Republik trägt die Kosten des Verfahrens. 
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